
Es gelten ausschließlich diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Allgemeine Geschäftsbedingun-

gen des Auftraggebers gelten nur insoweit, als der Auftragnehmer ihnen ausdrücklich schriftlich zuge-

stimmt hat. 

 

 

 
§ 1 Auftragserteilung 

 
(1) Sämtliche Angebote der Auftragnehmerin sind bis zur schriftlichen Auftragserteilung durch den 
Auftraggeber freibleibend und binden die Auftragnehmerin nur bis zum Ablauf der Angebotsfrist. 
 
(2) Bei Abweichungen des Auftrages zum Angebot der Auftragnehmerin kommt ein Vertrag erst mit 
schriftlicher Bestätigung des abweichenden Auftrages durch die Auftragnehmerin zustande. Bis zur 
Bestätigung des abweichenden Auftrages gilt der Auftrag im Umfang des Angebotes der Auftragneh-
merin als erteilt. 
 
(3) Mündliche Nebenabreden oder Zusicherungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen 
Bestätigung durch die Auftragnehmerin. 
 
(4) Lieferfristen sind für die Auftragnehmerin nur bei schriftlicher Vereinbarung verbindlich. Wird die 
von der Auftragnehmerin geschuldete Leistung aus Gründen wie höherer Gewalt, rechtmäßiger Streik, 
unverschuldetem Unvermögen der Auftragnehmerin oder eines ihrer Lieferanten, ungünstigen Witte-
rungsverhältnissen oder sonstigen Umständen, die sie nicht zu vertreten hat verzögert, so verlängert 
sich die vereinbarte Lieferfrist um die Dauer der unverschuldeten Verzögerung. 
 
(5) Handelsübliche Abweichungen und solche, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder 
technische Verbesserungen darstellen, sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich 
vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 
 
(6) Das Eigentum und Urheberrecht an abgegebenen Angeboten, Kostenvoranschlägen, zur Verfü-
gung gestellten Zeichnungen, Berechnungen, Beschreibungen, Modellen, Werkzeugen sowie anderen 
Unterlagen und Hilfsmitteln verbleibt ausschließlich bei der Auftragnehmerin. Der Auftraggeber darf 
diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustimmung der Auftragnehmerin Dritten nicht zugänglich 
machen, bekannt geben, nutzen, verwerten oder vervielfältigen. Auf Verlangen sind die Unterlagen 
ohne Einbehaltung von Kopien an die Auftragnehmerin herauszugeben. 

 

 

 

§ 2 Ausschluss der Neuherstellung 

 

Der Auftragnehmer ist im Rahmen der Nacherfüllung in keinem Fall zur Neuherstellung des Werkes 

verpflichtet. Schlägt die Nacherfüllung fehl, so steht dem Auftraggeber das Recht zu, zu mindern oder 

– wenn nicht eine Bauleistung Gegenstand der Mängelhaftung ist – nach seiner Wahl vom Vertrag 

zurückzutreten. Unberührt bleibt das Recht des Auftraggebers, nach Maßgabe der gesetzlichen Be-

stimmungen und dieser Bedingungen Schadensersatz statt der Leistung zu verlangen. 

 

 

 

§ 3 Zwei Nachbesserungsversuche 

 

Will der Auftraggeber Schadensersatz statt der Leistung verlangen oder Selbstvornahme durchführen, 

so ist insoweit ein Fehlschlagen der Nachbesserung erst nach dem erfolglosen zweiten Versuch ge-

geben. Die gesetzlichen Fälle der Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 

 

 

 

§ 4 Zahlungsbedingungen  

 

Die Vergütung ist in vollem Umfang bei Abnahme fällig. Der Auftraggeber kommt ohne weitere Erklä-

rungen des Verkäufers 14 Tage nach dem Fälligkeitstag in Verzug, soweit er nicht bezahlt hat. Im 



Falle des Vorhandenseins von Mängeln steht dem Auftraggeber ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu, 

soweit dies nicht im angemessenen Verhältnis zu den Mängeln und den voraussichtlichen Kosten der 

Nacherfüllung, insbesondere einer Mangelbeseitigung steht. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, 

Ansprüche und Rechte wegen Mängeln der Arbeiten geltend zu machen, wenn der Auftraggeber fälli-

ge Zahlungen nicht geleistet hat und der fällige Betrag, einschließlich etwaig geleisteter Zahlungen, in 

einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert der – mit Mängeln behafteten – Arbeiten steht. 

 

 

 

 

§ 5 Haftungsausschluss 

 

(1) Der Auftragnehmer haftet in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit oder eines Ver-

treters oder Erfüllungsgehilfen nach den gesetzlichen Bestimmungen. Im Übrigen haftet der Auftrag-

nehmer nur nach dem Produkthaftungsgesetz, wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit, oder wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Scha-

densersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypi-

schen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. Die Haftung für Schäden durch den Liefergegenstand an 

Rechtsgütern des Auftraggebers, z.B. Schäden an anderen Sachen, sind jedoch ganz ausgeschlos-

sen. Die Regelungen der Sätze 3 und 4 dieses Abs. 1 gelten nicht, soweit Vorsatz oder grobe Fahr-

lässigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet 

wird.   

(2) Die Regelung des vorstehenden Abs. 1 erstreckt sich auf Schadensersatz neben der Leistung und 

Schadensersatz statt der Leistung, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Mängeln, 

der Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis oder aus unerlaubter Handlung. Sie gilt auch 

für den Anspruch auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen. Die Haftung für Verzug bestimmt sich je-

doch nach § 6, die Haftung für Unmöglichkeit nach § 7. 

(3) Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelun-

gen nicht verbunden. 

 

 

 

§ 6 Verzugshaftungsbeschränkung 

 

(1) Soweit dem Auftragnehmer die Einhaltung von Fristen wegen höherer Gewalt, z.B. Mobilmachung, 

Krieg, Aufruhr, oder auf ähnliche Ereignisse, z.B. Streik oder Aussperrung, nicht möglich ist, verlän-

gern sich die Fristen angemessen. 

 

(2) Der Auftragnehmer haftet bei Verzögerung der Leistung in Fällen des Vorsatzes oder der groben 

Fahrlässigkeit oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen nach den gesetzlichen Bestimmungen. In 

anderen Fällen der Verzögerung der Leistung wird die Haftung des Auftragnehmers für den Scha-

densersatz neben der Leistung auf 10 % und für den Schadensersatz statt der Leistung auf 30 % des 

Wertes der Leistung begrenzt. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers sind – auch nach Ablauf 

einer dem Auftragnehmer etwa gesetzten Frist zur Leistung – ausgeschlossen. Die vorstehende Be-

grenzung gilt nicht bei Haftung wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelungen 

nicht verbunden. 

 

 

 

§ 7 Begrenzte Haftung bei Unmöglichkeit 

 

Soweit die Leistung unmöglich ist, ist der Auftraggeber berechtigt, Schadensersatz nach den gesetzli-

chen Bestimmungen zu verlangen. Jedoch beschränkt sich der Anspruch des Auftraggebers auf 

Schadensersatz neben oder statt der Leistung und auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen auf 10 % 

des Wertes desjenigen Teils der Leistung, der wegen der Unmöglichkeit nicht genutzt werden kann. 

Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers wegen Unmöglichkeit der Leistung sind ausgeschlos-



sen. Diese Beschränkung gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder 

wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. Das Recht des 

Auftraggebers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil 

des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

 

 

 

§ 8 Verjährungsverkürzung 

 

(1) Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln – gleich aus welchem Rechtsgrund 

– beträgt ein Jahr. 

(2) Die Verjährungsfrist nach Abs. 1 gilt auch für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den Auf-

tragnehmer, unabhängig von deren Rechtsgrundlage. Sie gelten auch, soweit die Ansprüche mit ei-

nem Mangel nicht im Zusammenhang stehen. 

(3) Die vorstehende Verjährungsfrist nach Abs. 1 und 2 gilt mit folgender Maßgabe: 

a) Die Verjährungsfrist gilt generell nicht im Falle des Vorsatzes. 

b) Sie gilt auch nicht, wenn der Auftragnehmer den Mangel arglistig verschwiegen hat oder soweit 

der Auftragnehmer eine Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstandes übernommen 

hat. Hat der Auftragnehmer einen Mangel arglistig verschwiegen, so gelten anstelle der in 

Abs. 1 genannten Frist die gesetzlichen Verjährungsfristen, die ohne die Arglist gelten würden  

unter Ausschluss der Fristverlängerung bei Arglist gemäß § 634a Abs. 3 BGB, soweit kein an-

derer Ausnahmefall nach diesem Abs. 3 vorliegt 

c) Die in Abs. 1 genannte Verjährungsfrist gilt auch nicht bei Bauwerken oder einem Werk, dessen 

Erfolg in der Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht. 

d) Die Verjährungsfristen gelten für Schadensersatzansprüche zudem nicht in den Fällen der Ver-

letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder Freiheit, bei Ansprüchen nach dem 

Produkthaftungsgesetz, bei einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung oder bei schuldhafter Ver-

letzung wesentlicher Vertragspflichten. 

(4) Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Schadensersatzansprüchen mit der Abnahme. 

(5) Soweit in dieser Bestimmung von Schadensersatzansprüchen gesprochen wird, werden auch An-

sprüche auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen erfasst. 

(6) Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den 

Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, die Hemmung und den Neubeginn von Fristen unberührt. 

(7) Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelun-

gen nicht verbunden. 

 

 

 

 

§ 9 Erhöhte Verzugszinsen 

 

Im Falle des Zahlungsverzuges ist der Auftragnehmer berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 7 Pro-

zentpunkten über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu verlangen. Dem Auftraggeber ist der Nachweis 

gestattet, dass der Schaden nicht höher als 5 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) ist. 

Dem Auftragnehmer ist der Nachweis gestattet, dass ein höherer Schaden als in Satz 1 bezeichnet, 

entstanden ist. 

 

 

 

§ 10 Ausschluss der Aufrechnung 

 

Der Auftraggeber kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig 

festgestellt sind. 

 

 

 



 

§ 11 Gerichtsstand 
 
(1) Für die Geschäftsverbindung zwischen den Parteien gilt ausschließlich deutsches Recht. 
 
(2) Die Gerichtsstandvereinbarung gilt für Inlandskunden und Auslandskunden gleichermaßen. 
 
(3) Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Leistungen und Auseinandersetzungen ist 
ausschließlich der Sitz des Auftragnehmers, sofern es sich bei dem Auftraggeber um einen Kaufmann, 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen han-
delt. Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber keinen allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland hat oder 
der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht ermittelbar ist.  
 
 
§ 12 Sonstige Bestimmungen 
 
Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen oder Ergänzungen bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
 
 
 
§ 13 Salvatorische Klausel 
 
Sollte eine oder mehrere der vorstehenden Bestimmungen ungültig sein, so soll die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt werden. Dies gilt auch, wenn innerhalb einer Regelung 
ein Teil unwirksam, ein anderer Teil aber wirksam ist. Die jeweils unwirksame Bestimmung soll von 
den Parteien durch eine Regelung ersetzt werden, die den wirtschaftlichen Interessen der Vertrags-
parteien am nächsten kommt und die den übrigen vertraglichen Vereinbarungen nicht zuwider läuft. 

 


